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Oliver Sterchi

In der Schweiz führenvieleWege
an die Hochschule. Das Land
rühmt sich seines durchlässigen
Bildungssystems.Wernach einer
Berufslehre doch noch studieren
möchte, kann sich via Berufsma-
tur und Passerellen-Prüfung bis
an die Universität oder die ETH
vorarbeiten.

Tatsache ist aber auch: Dieser
Weg ist anspruchsvoll – vor al-
lem, wenn die Matur erst Jahre
oder Jahrzehnte nach dem Lehr-
abschluss nachgeholt wird. Sich
mit Ende 30 nochmals voll in den
akademischen Schulstoff rein-
zuknien,verlangt einiges ab. Der
direkteste Weg an die Uni führt
immer noch über die gymnasia-
le Matur.

«Das kommtWirtschaft
und Gesellschaft zugute»
Ein Konsortium von Basler
Grossräten umEdibe Gölgeli (SP)
will das nun ändern: In einem
aktuellen Vorstoss fordern die
Parlamentarier die Regierung
dazu auf, Wege zu prüfen, wie
gestandene Berufsleute auch
ohne Matur oder ähnlichen Vor-
bildungsausweis ein Studium
aufnehmen können.DerVorstoss
wurdevonGrossräten der SP, des
Grün-Alternativen Bündnisses,
der GLP, der FDP und der LDP
unterschrieben.

Wer über 30 Jahre alt ist und
«Berufspraxis, Familienverant-
wortung, Auslandsaufenthalte
und Ähnliches» nachweisen
kann, soll demnach eineAufnah-
meprüfung ablegen können, statt
die (Berufs-)Maturität oder die
Passerelle nachholen zumüssen.

Gölgeli und ihre Mitstreiter
argumentieren einerseits mit

dem Fachkräftemangel und an-
dererseits mit der spezifischen
Situation von Spät- undWieder-
einsteigerinnen, die sich etwa
nach einer längeren Elternpau-
se fortbilden und fürdenArbeits-
markt fitmachen wollen.

«Für diese Menschen kann es
eine unüberbrückbareHürde sein,
wenn sie erst die Matur inklusive
Passerelle nachholenmüssen,um
andieUni gehen zu können», sagt
Gölgeli. Es gebe Leute, die zwar
das nötige intellektuelle Rüstzeug
für ein Studium hätten, denen
aber in der Jugend der Gang ans
Gymnasium verwehrt geblieben
sei – etwa,wenn sie aus bildungs-
fernen Familien kämen.

«Für diese Leute braucht es
eine Lösung, damit sie sich auch
mit über 30 noch an der Uni wei-
terbilden können, ohnemühsame
Umwege. Das kommt der Wirt-
schaft und derGesellschaft zugu-
te», so die Sozialdemokratin.

Die Frage, ob dies nicht einer
Nivellierung derHochschulstan-
dards gleichkomme, verneint
Gölgeli vehement. «Die Leute
müssten ja nachwie vor eineAuf-
nahmeprüfung ablegen. Von

einerNivellierung kann also kei-
ne Rede sein.»

Gölgeli und Konsorten ver-
weisen in ihremVorstoss auf das
Beispiel der Universitäten Bern
und Freiburg, an denen eine Zu-
lassung ohneMatur bereitsmög-
lich ist, spezifisch für Personen
über 30.

Potenziell mit grossem
Aufwand verbunden
Das Verfahren ist an beiden
Hochschulen relativ kompliziert
und unterscheidet sich auch
noch von Fakultät zu Fakultät.
Wer etwa an der Abteilung Ma-
thematik undNaturwissenschaf-
ten der Uni Freiburg studieren
möchte,muss ein umfangreiches
Bewerbungsdossier inklusive
Motivationsschreiben einreichen
sowie eine schriftliche und
mündliche Prüfung ablegen.

Die Rechtswissenschaftliche
Fakultät hingegen verlangt eine
dreiteilige schriftliche Prüfung, in
der unter anderem ein literari-
schesWerk interpretiert, ein Kom-
mentar zu einem Urteil verfasst
sowie Fragen zu Geschichte und
Politik beantwortetwerdenmüs-
sen. Die Medienstellen der Uni-
versitäten Bern und Freiburg
konnten die Fragen dieserRedak-
tion, wie viele Personen sich auf
diesem Wege bewerben und an-
genommen werden, wegen Feri-
enabwesenheiten bis Redaktions-
schluss nicht beantworten.

Klar scheint aber: Wenn die
Uni Basel ein ähnliches Prü-
fungssystem aufziehen müsste,
wäre das potenziell mit grossem
Aufwandverbunden.Diesen Ein-
wand lassen die Initianten des
Vorstosses indes nicht gelten, zu-
mal es nur um einen kleinenAn-
teil aller Studienbewerber gehe.

«Wir reden von einer sehr spezi-
fischen Gruppe von Leuten, da-
runter etwa auch solche, deren
ausländisches Diplom hier nicht
anerkanntwird, die aber alleVo-
raussetzungen für ein Studium
erfüllen würden», sagt FDP-
Grossrat Luca Urgese. Es sei
«nicht sinnvoll», diesen Perso-
nen zusätzliche Steine in den
Weg zu legen.Die Bildungs- und
Lebenswege der Menschen sei-
en nun einmal unterschiedlich,
dem müsse man Rechnung tra-
gen. Ausserdem gehe es bei die-
semVorstoss – in der unverbind-
lichen Form einesAnzugs gehal-
ten – erst einmal darum,dass die
Regierung das Anliegen prüfe.
«Dagegen ist nichts einzuwen-
den», sagt der Freisinnige.

«Die Uni hat zurzeit
andere Probleme»
Fraglich ist, ob das Basler Parla-
ment eine solche Systemanpas-
sung überhaupt im Alleingang
beschliessen kann.Bei der bikan-
tonalen Uni hat schliesslich auch
das Baselbiet ein gewichtiges
Wort mitzureden.

FDP-Grossrat und Jurist Da-
vid Jenny findet den Vorstoss
denn auch «gut gemeint, aber
wenig durchdacht», wie er zur
BaZ sagt. Er zweifelt auch daran,
dass eineAufnahmeprüfung nie-
derschwelliger sein soll als das
Nachholen der Maturität. Die
Durchlässigkeit der Bildungswe-
ge sei mit dem heutigen System
bereits gegeben. «Die Uni hat
zurzeit wirklich andere Proble-
me,mit der sie sich beschäftigen
muss», so der Freisinnige mit
Verweis auf die Diskussion im
Baselbiet, ob der Univertrag zu
kündigen sei. Kurzum: «Ich bin
da sehr skeptisch.»

Uni-Studium soll auch ohne
Maturmöglich sein
Forderung Ein breit abgestützter Vorstoss schlägt ein neues Zulassungsverfahren
für Personen über 30mit Berufserfahrung vor. Nicht alle sind davon begeistert.

Wer an der Uni Basel studieren will, muss in der Regel eine Matur vorweisen – noch. Foto: Christoph Stulz

«Es kann eine
unüberbrückbare
Hürde sein, erst
dieMatur inklusive
Passerelle nachholen
zumüssen.»

Edibe Gölgeli
Grossrätin SP Basel-Stadt

Andreas Faller versteht die Welt
nicht mehr. Er ist Mitglied des
Initiativkomitees der Volksiniti-
ative «Ja zurmedizinischenVer-
sorgungssicherheit». Damit soll
der ansteigendeMedikamenten-
mangel in der Schweiz bekämpft
werden. Das Komitee setzte sich
Ende letzten Jahresmit der Fach-
gruppe der Pharmaziewissen-
schaften (FG Pharma) inVerbin-
dung. Ihr gehören alle Pharma-
ziestudentinnen und -studenten
der Universität Basel an. Die FG
Pharma drückte daraufhin ihre
Unterstützung für die Initiative
auf ihrem offiziellen Social-Me-
dia-Kanal aus und rief zur Un-
terschriftensammlung auf. Und
wurde prompt von der Unilei-
tung zurückgepfiffen: Das sei
nicht erlaubt.

«Die Universität Basel hat die
FG Pharma darauf aufmerksam
gemacht, dass sie auf ihrem In-
stagram-Account keine Werbe-
aktion für eine politische Initia-
tivemachen darf», sagt Unispre-
cher Matthias Geering auf
Anfrage. Diese Vorgabe basiere
auf den Social Media Guidelines
derUni und demReglement über
die Nutzung von universitären
Informatikmitteln.

Diese Begründung reicht
Faller nicht,wie er auch in einem
Telebasel-Beitrag bekräftigt.
«Unsere Initiative könnte nicht
neutraler sein und wird von vie-
le Verbänden des schweizeri-
schenGesundheitswesens sowie
politischenExponentenvon links
bis rechts unterstützt», sagt der
Basler Rechtsanwalt. Nun seien
die Studierenden verunsichert,
was sie denn dürften und was
nicht. Dafür kritisiert er die Uni-
leitung scharf: «Wie die Uni vor-
geht, istwillkürlich.»Auf seinAn-
gebot für ein klärendes Gespräch
sei die Uni nicht eingegangen.

Umdenken hat stattgefunden
Tatsächlich lässt sich feststellen:
So strikt war die Uni mit politi-
schenAussagen auf ihren offizi-
ellen Social-Media-Kanälen nicht
immer. So durften etwa im
Herbst 2022 Dozierende auf dem
Uni-Instagram-Kanal ein State-
ment veröffentlichen, in dem sie
die Reaktion des iranischen Re-
gimes auf die landesweiten Pro-
teste verurteilten.Das Statement
wurde grösstenteils begrüsst, die
Dozierenden gelobt.

Doch die Zeiten haben sich ge-
ändert. Die Unis in der Schweiz
befinden sich seit Beginn des
Nahostkrieges in Bedrängnis.An
derUni Bernmusste dasNahost-
Institut aufgelöstwerden, nach-
dem ein Dozent auf den sozialen
Medien das Hamas-Massaker
vom 7. Oktober 2023 gutgeheis-
sen hatte. Im vergangenen Mo-
nat berichtete die NZZ von «Is-
raelhassern» im Architekturde-
partement der ETH Zürich.

An der Uni Basel zeigte eine
Untersuchung, dass im Fachbe-
reich Urban Studies wissen-
schaftliche und politische Akti-
vitäten nicht angemessen unter-
schieden wurden. Mitte März
belagerten Mitglieder des stu-
dentischen Vereins Marxist So-
ciety Basel eine Israel-Vorlesung
im Kollegienhaus der Basler Uni
und skandierten propalästinen-
sische Parolen. Eine Studentin
war derart verängstigt, dass sie
sich nicht mehr getraute, den
Hörsaal zuverlassen.DemVerein

wurde darauf kurzfristig ver-
boten, Uni-Räumlichkeiten zu
benutzen. Dies steht studenti-
schenVereinen grundsätzlich zu.
Persönliche Konsequenzen
mussten die Mitglieder aber
nicht tragen.

Vor diesemHintergrund ist es
nicht verwunderlich, dass die
Unis nervös sind und alle State-
ments auf ihren offiziellen Ka-
nälen akribisch untersuchen.
«Die Ereignisse imNahenOsten
haben in den vergangenen Mo-
naten in der Gesellschaft, aber
auch an der Universität zu einer
erhöhten Sensibilität geführt»,
sagt Unisprecher Geering.

Es habe sich gezeigt, dass eine
Universität alsWissensorganisa-
tion eine deeskalierende Positi-
on einnehmen und nicht Positi-
on beziehen sollte. «Dies gilt
grundsätzlich auch für politische
Debatten in der Schweiz.»

Die Vorfälle im Fachbereich
Urban Studies hätten aufgezeigt,
dass eine klare Trennung von
persönlicher Stellungnahmeund
institutionellem Positionsbezug
wichtig sei. «Unsere Studieren-
den sollen sich im Rahmen der
rechtsstaatlichen Regeln poli-
tisch betätigen und äussern kön-
nen– ein derartiges Engagement,
das zu konstruktiven Debatten
führt, ist explizit erwünscht», so
Geering weiter.

Andreas Fallerwünschte sich
hingegen eine differenziertere
Handhabung seitens der Unilei-
tung. «Unsere Initiative hat mit
demAntisemitismusproblemder
Universität Basel rein gar nichts
zu tun, und trotzdem haben wir
nun einen Kollateralschaden.»

Andrea Schuhmacher

Keine Polit-Statements auf
den Kanälen der Uni Basel
Verbot Die Unileitung pfiff Studierende
zurück, die für eine Volksinitiative warben.

«Studierende sollen
sich imRahmen der
rechtsstaatlichen
Regeln politisch
betätigen und
äussern können.»

Matthias Geering
Sprecher Uni Basel
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Cyrill Pinto und Stefan Häne

Oberiberg sagte Nein, auch Sur-
ses in Graubünden und Saas-
Grund im Wallis: In den letzten
Wochen ist der Eindruck ent-
standen, dass Schweizer Berg-
gemeinden mehrheitlich Nein
zum Solarexpress sagen. Doch

dieser Eindruck stimmt nicht.
Eine Übersicht zeigt erstmals,
dass die Mehrheit der Gemein-
den Ja zu einer geplanten Solar-
anlage sagt. Von 35 Projekten
wurden genau 22 angenommen.
Acht Plänewurden in derTat ver-
worfen, manche davon denkbar
knapp wie das Axpo-Projekt in

Oberiberg im Kanton Schwyz. In
fünf Fällen wurden die Projekte
aus verschiedenen Gründen
nicht mehrweiterverfolgt.

«Der Solarexpress funktio-
niertwesentlich besser als ange-
nommen», sagt Stefan Batzli vom
Dachverband der Wirtschaft für
erneuerbare Energie.Wichtig sei,

dass die Bevölkerung frühzeitig
einbezogenwerde und lokale Un-
ternehmen beteiligt seien.

Eine neue Studie zeigt der-
weil, wo sich Solar- und Wind-
anlagen am besten realisieren
lassen: in Landwirtschafts- und
Siedlungsgebieten imMittelland,
in den urban geprägten Haupt-

alpentälern wie etwa dem Rho-
netal und in Alpenlandschaften,
die von touristischer Infrastruk-
tur geprägt sind. Für die Bergler
ist der Bau der Solaranlagen in
denAlpen auch deshalb interes-
sant,weil derVerkauf des Solar-
stroms lukrative Einnahmenver-
spricht. Seite 7

Solarexpress kommt dank
Berggemeinden doch auf Kurs
Sonnenenergie Von 35 Projekten wurden 22 angenommen. Entgegen jüngster Eindrücke im Unterland lehnt nur
eine Minderheit der Gemeinden Projekte ab.

Grenzüberschreitender Verkehr DasvonBasel-StadtunterstützteVerleihsystemVelospot funktioniertneuauch
auf französischemunddeutschemTerrain.RegierungsrätinEstherKeller (r.) hatdasgesterngemeinsammit
demWeilerOberbürgermeisterWolfgangDietz (l.) und Jean-MarcDeichtmann,MairevonHuningue,aufder
Dreiländerbrückeausprobiert.PendlerkönntennunaufsLeihveloumsteigen. (red) Seite 27 Foto: Sebastian Schanzer

Auf dem Basler
Leihvelo ins Elsass
– oder ins Badische

Spionageskandal
inÖsterreich
Hatder Staatsschutz
inWiennur versagt
–oder liess er
russischeAgenten
einfachgewähren?
Seite 13

Niedergangder
BaselbieterSVP
Volksnah, aber auch
vernünftig:Dieses
Partei-Imagehaben
die Frontleute von
heute ramponiert.
Seite 25

Kommentar

Oliver Sterchi

Wer über 30 Jahre alt ist und
über Berufserfahrung verfügt,
soll auch ohne Maturitäts-
abschluss studieren können:
Dies fordert ein parteienüber-
greifendes Konsortium von
Basler Grossräten.Wer an die
Uni möchte, soll stattdessen
eine Aufnahmeprüfung absol-
vieren können. Damit soll
fähigen Berufsleuten der Um-
weg über die Abendmatur und
die Passerelle erspart werden.
So zumindest die Idee. Doch
die Argumentation der Parla-
mentarier überzeugt nicht, und
zwar in mehrfacher Hinsicht.

Erstens ist die Durchlässigkeit
im dualen Bildungssystem
schon heute vollumfänglich
gegeben.Wer Grips hat und
motiviert ist, kann sich von der
Elektronikerlehre zum ETH-
Studium durchbeissen. Ein
Berufslehrabschluss ist nicht
das Ende, sondern der Beginn
einer Karriere. Klar, dieserWeg
ist mühsam. Es braucht neben
intellektuellen Fähigkeiten eine
grosse Portion Durchhaltever-
mögen.Wer es schafft, dem
stehen alle Türen offen. Eine
simple Aufnahmeprüfung muss
nicht weniger anspruchsvoll
sein – gleichwohl bedeutet sie
eine Abkürzung auf der Bil-
dungsleiter und damit eine
Nivellierung der Ansprüche.

Die Maturität vermittelt eine
breite Allgemeinbildung. Das ist
genau der Punkt: Von angehen-
den Studierenden erwarten wir,
dass sie das gesamte Fächer-
spektrum zumindest bestanden
haben. Ins Leere zielt auch das
Argument mit der beruflichen
Entwicklung über 30 – Stich-
wort Fachkräftemangel. Ein
Uni-Bachelor ist keineWeiter-
bildung, und wer Arzt oder
Anwältin werden möchte, von
dem kann man erwarten, dass
er oder sie die Matur nachholt.

Statt an der «Uni für alle»
herumzutüfteln, sollte die
Politik besser die Berufslehre
stärken. Dann wäre auch der
fatale Eindruck nicht so weit
verbreitet, dass nur jemand
etwas ist, der einen Hörsaal von
innen gesehen hat. Seite 21

Eine Absage ans
Leistungsprinzip
in Basel

«Hat es inBasel
überhaupt je
Konsequenzen,
wennman
Millionen in den
Sand setzt?»
MarkusWüest kommentiert
das Kostendebakel beim Umbau
der St.-Jakobs-Halle. Seite 2, 23
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ERÖFFNUNGSAUSSTELLUNG
DES NEUEN
KUNSTHAUS BASELLAND
AUF DEM DREISPITZ

REWILDING
13.4.–
18.8.2024
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